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Bei dieser Wahl:

ÖSTERREICH ZUERST!
In diesem Wahlkampf erleben wir 

eine groteske Situation. Alle kupfern 
ihre Forderungen oft sogar wört-
lich von der FPÖ ab. Themen, für 
die sich diese jahrelang immer und 
immer wieder eingesetzt hat durch 
unzählige Anträge im Parlament, 
im Präsidentschaftswahlkampf von 
Norbert Hofer und auf vielen ande-
ren Ebenen, von rot und schwarz 
aber immer abgelehnt, ja oft sogar 
als „Verhetzung“ hingestellt wurden, 
werden jetzt von den be-
stehenden Parteien, ins-
besondere der Kurz-ÖVP,  
und von den meisten der 
neu antretenden Par-
teien für sich reklamiert 
und propagiert.  Man be-
dient sich aber nicht nur 
der Programme und In-
halte der FPÖ, man an-
gelt ungeniert nach den 
Stimmen dieser „bö-
sen“ Partei, um diese zu schwächen 
und damit den Weiterbestand des 
rot-schwarzen oder schwarz-roten 
(ghupft wie g‘sprungen) Machterhalts 
abzusichern. 

Wir von der „Initiative Heimat & 
Umwelt“ haben jedenfalls seit eini-
ger Zeit uns intensiv mit den Leistun-
gen der FPÖ über Jahre hinweg be-
schäftigt. Dabei sind wir auf sehr vie-
le gute konkrete Anträge, Aussagen 
und Lösungsvorschläge gestoßen, 
die nur deshalb so wenig bekannt 
wurden, weil sie von den Medien tot-
geschwiegen oder nur völlig einsei-
tig und meist abwertend dargestellt 
wurden und keine seriöse öffentliche 

Diskussion darüber ermöglicht wur-
de. Näheres dazu auf den Seiten 3 
und 4.  Für uns besonders wichtig 
ist natürlich der bereits langjährige 
FPÖ-Arbeitsschwerpunkt DIREK-
TE DEMOKRATIE. Und zwar ei-
ner echten direkten Demokratie nach 
dem Muster der Schweiz ohne jede 
Themeneinschränkung! Zu diesem 
Thema hat uns der dritte Nationalrats-
präsident Norbert HOFER, dem 
dies ein besonderes Herzensanliegen 

ist, trotz Wahlkampfstreß einen eige-
nen öffentlichen Veranstaltungsabend 
zugesichert - siehe Einladung auf der 
Rückseite dieser WEGWARTE. Und 
FPÖ-Generalsekretär Harald VI-
LIMSKY schickte IHU-Obfrau In-
ge Rauscher am 3.8.2017 folgende 
schriftliche Stellungnahme: „Direkte 
Demokratie soll und muß zur höch-
sten Entscheidungsinstanz werden. Zur 
Zeit wird Öserreich mehrheitlich von 
supranationalen Entscheidungsinstan-
zen in Brüssel bestimmt. Dabei spielt 
nicht einmal die gewählte Volkvertre-
tung in Form des EU-Parlaments eine 
wirkliche Rolle, sondern in erster Li-

nie die EU-Kommission, die nur mit-
telbar demokratisch legitimiert ist und 
zum Großteil von der Nomenklatura 
des EU-Beamtentums dominiert wird. 
Mein Ziel: direkte Volksent-
scheide sollen jede Entschei-
dung auf europäischer Ebe-
ne übertrumpfen können. Ak-
tuelles Beispiel wäre etwa TTIP (falls 
dieses Vertragswerk in neuer Form 
kommt) oder CETA. Ähnlich wäre es 
mit den Verhandlungen der EU  mit 

der Türkei oder auch ei-
ne Volksabstimmung in 
Österreich, ob wir weiter-
hin dem Schengen-Vertrag 
angehören wollen oder 
nicht, d.h. unsere Gren-
zen wieder selber kontrol-
lieren wollen oder weiter 
offen halten müssen. So-
bald die Menschen erken-
nen, daß sie selber über 
ihre Belange entschei-

den können, wird sich auch ihre Hal-
tung zur Politik ganz allgemein verbes-
sern. Gerne verwende ich in diesem 
Zusammenhang folgenden Spruch: 
in einer Demokratie hat einer immer 
Recht und das ist der mehrheitliche 
Wille der Bevölkerung. In diesem Sin-
ne hoffe ich, daß mit dem Instrument 
der direkten Demokratie die meisten 
Dummheiten auf europäischer Ebe-
ne in Österreich zumindest neutrali-
siert werden können.“ Harald Vilims-
ky ist auch Fraktionsobmann der FPÖ 
im EU-Parlament und dort auch Vize-
präsident der aus neun Mitgliedstaa-
ten bestehenden Fraktion des „Eu-
ropa der Nationen und der Freiheit.“
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AUFRUF zur Teilnahme an unserer 
FPÖ-Unterstützungsaktion für die Nationalratswahlen

Bitte trennen Sie das nebenste-
hende Mehrfarbenblatt aus der 
WEGWARTE heraus und falzen 
es ineinander: so haben Sie einen 
Folder vor sich, den Sie weiter-
geben können. Von diesem Fol-
der haben wir zunächst 400.000 
Stück drucken lassen, die zur per-
sönlichen Verteilung von Haus zu 
Haus, Wohnung zu Wohnung oder 
wo auch immer gedacht sind, und 
zwar so rasch wie möglich. Wenn 
möglichst viele WEGWARTE-Le-
ser sich bei der Verteilaktion in 
möglichst großem Stil beteiligen, 
kann diese Menge rasch verteilt 
sein und wir können weitere Men-
gen drucken lassen und zur Vertei-
lung bringen. Sie können jederzeit 
per mail (ihu@a1.net) , Telefon 
(02242/70516 oder 0664/425 
19 35) oder per Post (an IHU, 
3424 Zeiselmauer, Hageng. 5) je-
de gewünschte Menge bei uns 
anfordern (für Sie kostenfrei) und 
mit rascher Zusendung rechnen. 

Für alle in Wien Wohnenden und 
Arbeitenden gibt es auch bis zum 
15. Oktober die Möglichkeit, je-
de gewünschte Folder-Menge per-
sönlich abzuholen, und zwar 
von Montag bis Freitag 8 bis 16 
Uhr bei Fa. Hannes SCHMITZ, 
1200 Wien, Leystr. 43, Tel. 
01/330340330, office@buttons4you.at

Wir planen auch, ein oder zwei 
größere Inserate in viel gele-
senen Medien mit der Bekanntga-
be und Begründung unserer Un-
terstützungsaktion zu schalten, 
um auch Menschen zu erreichen, 
die die Flugblätter nicht erhalten - 
Österreich hat 6,4 Millionen Wahl-
berechtigte....

Natürlich kosten Aktionen in die-
ser Größenordnung auch sehr viel 
Geld, aber die Bedrohungslage un-
seres Landes ist so ernst, daß man 
bei dieser Wahl keine Kosten und 
Mühen scheuen sollte, damit es 
zu einem guten Ergebnis kommt. 
Wie massiv wir mit vereinten Kräf-
ten entspr. werben können, hängt 
davon ab, in welchem Ausmaß Sie 
uns auch finanziell dabei unterstüt-
zen können. Wir ersuchen alle, de-
nen dies überhaupt möglich ist, je-
denfalls ganz herzlich darum und 
danken Ihnen im voraus dafür! 

Dabei handelt es sich um eine 
Gruppierung um RA Mag. Tho-
mas Rathammer, die - angeblich 
- erst knapp vor den Wahlen über-
haupt draufgekommen ist, zu kandi-
dieren. Als Sprungbrett dafür benut-
zen sie das ein halbes Jahr davor als 
„überparteilich“ lancierte Volksbe-
gehren „Wir entscheiden“. Die-
ses „überparteiliche“ Volksbegehren 
unterstützten auch wir von der wirk-
lich unabhängigen „Initiative Heimat 
& Umwelt“ ganz massiv, da die In-
halte auch unseren langjährigen Zie-
len entgegenzukommen schienen. 
Ja, „schienen“. Dies konnte man 
aber leider erst erkennen, als aus dem 
überparteilichen Volksbegehren ei-
ne ganz normale Parteikandidatur 
für die Nationalratswahl mit dem Na-
men „Die Weissen“ wurde. Diese ge-
hen zwar auf ihrer Webseite groß mit 
dem Anspruch „Wir sind keine Par-
tei“ hausieren, haben sich aber am 
7.7.2017 als politische Partei konsti-
tuiert und ihre Statuten beim Innen-
ministerium hinterlegt (was alle Partei-
Neugründer auch müssen). Ohne Par-
teienstatus hat man nämlich keinen 
Anspruch auf Parteienfinanzierung....

Erst auf ihrer Partei-Webseite erklär-
ten sie dann, wie sie sich die prakti-
sche Durchführung ihrer Volks-
begehrens-Forderungen vorstel-
len. Es soll nämlich bei Gesetzesvorha-
ben, also noch bevor das Gesetz be-
schlossen ist, auf elektronischem Weg 
mittels APP, Smartphone oder SMS 
die „Stimme der Weißen“ ans Parla-
ment geschickt werden. Und sobald 
dies mehr als 100.000 Menschen tun, 
sei darüber zwingend eine Volksab-
stimmung abzuhalten. Und das sei die 
neue, revolutionäre, wahre etc. „De-
mokratie“. Für so einen Unsinn wird 
es niemals eine Parlamentsmehrheit 
geben! Weil damit jeder vernünftige 
und geordnete Gesetzeswerdungspro-
zeß verunmöglicht wird. Denn wür-
de eine solche Regelung tatsächlich 
in Kraft treten, würden von diesem 
„Recht“ sämtliche Parteien, NGOs 
und sonstigen pressure groups, Indu-
strielobbies etc. Gebrauch machen; 
das Parlament würde laufend elektro-
nisch bombardiert und das Ganze wür-
de in einem Chaos enden. Abgesehen 
davon, daß elektronisch herbeigeführ-
te Volksabstimmungen im höchsten 

Maße manipulationsanfällig sind und 
von deren Zustandekommen arbeiten-
de Menschen, denen die Zeit für sol-
che „Spielchen“ fehlt, von vornherein 
ausgeschlossen sind. Diese völlig rea-
litätsfremden Forderungen haben mit 
direkter Demokratie nach dem Mu-
ster der Schweiz nicht das Geringste zu 
tun - im Gegenteil. Bei dieser nämlich 
kann das Volk zwar jederzeit ein vom 
Parlament beschlossenes Gesetz auch 
wieder zu Fall bringen, wenn dies in 
einer „Veto-Volksabstimmung“ (dort 
heißt dies „fakultatives Referendum“) 
so entschieden wird, die durch min-
destens 50.000 Bürgerunterschriften 
herbeigeführt werden kann. Aber das 
alles gilt eben für bereits beschlos-
sene Gesetze und die Unterschriften 
dafür müssen auf geordnetem, über-
prüfbaren, und allen Bürgern zugäng-
lichem Wege gesammelt werden.

Wir werden jedenfalls dieses Volks-
begehren nicht weiter unterstützen, 
sondern unsere dorthin bereits über-
sandten Original-Unterstützungserklä-
rungen rückverlangen und sie ver-
nichten. Denn beim Ministerium kön-
nen von Mag. Rathammer & Co. nur 
Original-Unterstützungserklärungen 
eingereicht werden. Dieser Weg der 
Rückverlangung steht natürlich allen 
bisherigen Unterstützern des Volksbe-
gehrens zu, die sich jetzt so gefoppt 
fühlen wie wir. Entsprechende Schrei-
ben sind an die Adresse „Verein 
ACHT“, 1010 Wien, Bartensteing. 
16/11, zu schicken. 

Wie kritiklos und bedenkenlos Par-
lamentarier mit „Torschlußpa-
nik“ agieren, erkennt man daran, 
daß „die Weissen“ jetzt nur deshalb 
zur Wahl antreten können, weil sie 
von drei Noch-Abgeordneten 
unterstützt wurden und damit kei-
ne Bürgerunterschriften dafür brauch-
ten. Es sind dies Waltraud Dietrich, 
Leo Steinbichler und Ulla Weigerstor-
fer, alle vom im Auflösung begriffenen 
„Team Stronach“. Sie haben sich die 
wahren Absichten sicher gar nicht nä-
her angeschaut, aber Leo Steinbichler 
ist bereits Spitzenkandidat dieser Liste 
in Oberösterreich, denn ein hochbe-
zahltes Mandat kann ja nie schaden, 
egal mit welchen unserer Meinung 
nach irreführenden Versprechungen 
an die Bürger dies erkauft wurde....

Legende zum Bild auf der Vorderseite 
Wunderschönes Österreich! Morgenstimmung 
über dem Schafberg (OÖ), mit Blick über 
die Seenlandschaft des Salzkammergutes.  

WER SIND DIE WEISSEN?
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aru

m
 lan

g
jährige U

n
ab

hän
g
ige b

ei d
ieser W

ah
l d

ie F
P
Ö

 u
nterstü

tzen

W
egen ihrer E

ntschlossenheit zur W
iedereinführung 

vo
n
 G

R
E

N
Z
K

O
N

T
R

O
L
L
E

N
, e

in
e
s G

R
E

N
Z
-

S
C

H
U

T
Z
E

S
 u

n
d
 n

o
tfa

lls e
in

e
r S

C
H

L
IE

-
ß

U
N

G
 d

e
r G

R
E

N
Z
E

N
 g

e
g
e
n
 d

ie
 ille

g
a
le 

M
a
ssen

e
in

w
a
n
d
eru

n
g
. D

ie F
P

Ö
 ist die einzige 

P
artei, die diese M

aßnah
m

en seit Jahren vertritt 
und nicht erst kurz vor W

ahlen „entdeckt“. D
aher 

ist sie auch die einzige, der m
an deren U

m
setzung 

auch nach der W
ah

l zutrauen kan
n. S

ie verlangt 
auch seit Jahren den ein

zig richtigen A
nsatz zur 

E
IN

D
Ä

M
M

U
N

G
 D

E
R

 M
IG

R
A

N
T

E
N

S
T

R
Ö

M
E

: 
S

ozialleistungen an E
inw

anderer darf es erst geben, 
nachdem

 diese m
indestens 5

 Jahre eine geregelten 
A

rbeit hier in Ö
sterreich nachw

eisen können. D
ies 

w
urde vo

n
 den

 an
deren

 P
arteien

 bish
er im

m
er 

abgeleh
nt! D

am
it  w

ürde der fin
an

zielle A
n
reiz 

zur E
in

w
an

derun
g sch

n
ell w

egfallen
. A

uch
 die 

Forderung auf betreute A
uffanglager in N

ordafrika 
und P

rüfung von A
sylverfahren ebendort w

urde als 
erste von der F

P
Ö

 erhoben und hat voriges Jahr 
noch P

roteststürm
e im

 In- und A
usland bis hin zur 

E
U

-Z
entrale ausgelö

st; h
eute w

ird sie vo
n
 allen 

gutgeheißen. N
ur geschehen ist nichts derartiges!

W
egen

 ih
res lan

g
jäh

rigen
 E

in
treten

s fü
r ein

e 
E
C

H
T

E
 D

IR
E

K
T

E
 D

E
M

O
K

R
A

T
IE

 N
A

C
H

 
S

C
H

W
E

IZ
E

R
 M

U
S

T
E

R
. Im

m
er w

ieder in zahlrei-
chen A

nträgen im
 P

arlam
ent vorgebracht, von den 

A
nderen ebenso oft abgelehnt, verpflichtete sich die 

F
P

Ö
 im

 M
ärz dieses Jahres endgültig darauf durch 

einstim
m

ige A
nnahm

e eines entsp
r. „L

eitantrags“ 
beim

 B
un

desp
arteitag in

 K
lagen

furt. D
as w

äre 
die w

irklich
e W

E
N

D
E

 F
Ü

R
 Ö

S
T

E
R

R
E

IC
H

: 
B

ei au
sreich

en
d u

n
terstützten

 V
o
lksb

egeh
ren

 
m

u
ß darüber zw

in
gen

d ein
e V

o
lksabstim

m
un

g 
durchgeführt w

erden. U
nd: bei einer ausreichenden 

Z
ah

l von
 B

ürgeruntersch
riften

 m
uß - w

ie in
 der 

S
chw

eiz - eine „V
E

T
O

-V
O

L
K

S
A

B
S

T
IM

M
U

N
G

“ 
abgehalten w

erden, m
it der auch bereits im

 P
arla-

m
ent beschlossene G

esetze w
ieder zu Fall gebracht 

w
erden können. M

it diesen Instrum
enten können 

auch
 für un

sere B
ürger w

irklich
 sch

ädliche V
or-

W
egen ihres erfolgreichen K

am
p
fes für die A

B
-

S
C

H
A

F
F
U

N
G

 D
E

S
 P

F
L
E
G

E
R

E
G

R
E

S
S

E
S

. 
Jah

relan
g w

urde dieser im
m

er w
ieder vo

n
 der 

F
P

Ö
 im

 P
arlam

ent gefordert un
d im

m
er w

ieder 
w

urde er von rot und schw
arz abgelehnt. E

rst kurz 
vo

r den
 W

ah
len

 stim
m

ten
 dan

n
 auch

 sie dieser 
R

iesenerleichterung für zigtausende Fam
ilien zu.

W
egen

 der G
egen

w
eh

r der F
reih

eitlich
en

 G
E

-
G

E
N

 D
IE
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E

P
L
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N
T

E
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S

C
H

A
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B
A
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E
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E
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 V

orjahr brachte die F
P

Ö
 dazu 

bereits ein
e P

etitio
n
 im

 P
arlam

ent ein
, im

 Jun
i 

2
017

 den A
ntrag, daß das R

echt auf unbeschränkte 
V

erw
endung von B

argeld in der österr. V
erfassung 

festgeschrieben w
erden m

öge. D
ie anderen P

arteien, 
auch die K

urz-Ö
V

P, stim
m

ten gegen diesen A
ntrag.

W
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Ö
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U
F
W

E
R

T
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D
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E
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H
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U
N
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. S
eit vielen

 Jah
ren 

m
acht der R

echnungshof sehr gute E
insp

arungs-
vo

rsch
läge für den

 G
esam

th
aush

alt. D
er jün

gste 
B

ericht zeigt, w
ie fast 5

 M
illiarden E

uro jährlich 
einzusparen w

ären. A
ber die bisherigen R

egierungen 
haben sich nie darum

 geküm
m

ert. D
ie FP

Ö
 w

ill eine 
S

chnittstelle zw
ischen P

arlam
ent und R

echnungshof 
m

it eigenen K
om

p
etenzen einführen, dam

it diese 
V

orschläge endlich in die T
at um

gesetzt w
erden.

W
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 eindeutigen B
E

K
E
N

N
T

N
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U
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F
A

M
IL
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V

O
N

 
M

U
T

T
E

R
, 

V
A

T
E

R
 
U

N
D

 
K

IN
D

(E
R

N
). N

ur diese L
ebensform

 ist die K
eim

zelle 
des Staates, schafft Zukunft für ein V

olk und verdient 
daher den S

chutz und die Förderung des Staates.  N
a-

türlich auch die alleinerziehenden M
ütter oder V

äter.

W
egen ihrer klaren A

B
LE

H
N

U
N
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 D

E
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L
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n
et. D

ie F
P

Ö
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rach
 sich

 im
 P

arlam
en

t 
m

ehrfach dagegen aus. In Italien w
urde dieser vor 

kurzem
 G

esetz, w
as riesige P

rotestaktio
n
en

 der 
B

evölkerung auslöste.

gaben
 aus „B

rüssel“ zum
in

dest für un
ser L

an
d 

unw
irksam

 gem
acht w

erden. D
as gilt insbesondere 

für die H
an

delsabko
m

m
en

 der E
U

 m
it K

an
ada 

(C
E

T
A
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 U

S
A

 (T
T

IP
), un

d Jap
an

 (JE
F

T
A

). 
K

ern und K
urz haben deren „vorläufiger A

nw
en-

dung“ in B
rüssel im

 Februar dieses Jahres bereits 
zugestim

m
t, das endgültige Inkrafttreten kann also 

nur m
ehr durch eine V

olksabstim
m

ung verhindert 
w

erden. D
ie F

P
Ö

 w
ar von A

nfang an gegen diese 
unfairen und für die heim

ische L
andw

irtschaft  und 
den gesam

ten M
ittelstand desaströse A

bkom
m

en.

W
egen der klaren H
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E
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E
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IN
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N

 
B

E
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R
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T
 D

E
R

 T
Ü

R
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E
I Z

U
R

 E
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, der in B
rüssel 

nach w
ie vor an der Tagesordnung ist. N

icht nur der 
österr. E

U
-K

om
m

issar H
ahn (Ö

V
P

) tritt in B
rüssel 

im
m

er noch dafür ein. 

           
         „Ö
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T
E
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U
E
R

S
T
!“

H
einz-C

hristian Strache und sein V
ize N

orbert H
ofer

W
egen der langjäh

rigen Forderung der F
P

Ö
 auf 

A
U

S
S

T
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G
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S

 D
E

M
 E

U
R

A
T
O
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E
R

T
R

A
G

. 
A

uch
 dieser w

urde vo
n
 rot un

d schw
arz im

m
er 

ab
geleh

n
t. S

eit 2
3

 Jah
ren

 zah
len

 Ö
sterreich

s 
Steuerzahler jährlich zig M

illionen Euro nach B
rüssel 

zur Förderung der A
tom

energie! 



5

Zeiselmauer (OTS) - Offener 
Brief an das Bundeskanzleramt 
der Republik Österreich, das 
Bundesministerium für Landes-
verteidigung und Sport (BM-
LVuS), das Bundesministerium 
für europäische und internatio-
nale Angelegenheiten (BMEIA) 
und das Bundesministerium des 
Inneren (BMI).

Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Überparteiliche EU-Austritts-
komitee entnimmt zahlreichen Me-
dienberichten („Heute“, „Kurier“, 
„Standard“, „Kronenzeitung“ etc.) 
die Nachricht, daß in dieser Woche 
umfangreiche amerikanische und 
britische NATO-Truppen- und Pan-
zertransporte durch Österreich zur 
Abhaltung von internationalen mi-
litärischen Großübungen unter der 
Leitung der USA nahe den Gren-
zen zu Rußland stattfinden sollen. 
Laut Auffassung der österreichischen 
Bundesregierung stellt dies keine 
Verletzung der immerwährenden 
Neutralität Österreichs sowie weite-
rer völkerrechtlicher und internati-
onaler Rechtsvorschriften dar. Un-
ter Berücksichtigung der geltenden 
Bestimmungen des Truppenaufent-
haltsgesetz (TrAufG i.d.F. BGLBl. I, 
Nr. 181, 2O13) sei eine diesbezüg-
liche Durchfahrts- und Aufenthalts-
erlaubnis seitens der Bundesregie-
rung zulässig.

Das Überparteiliche EU-Austrittsko-
mitee stellt im gegebenen Fall jeden-
falls eine schwere Mißachtung völker-
rechtlicher Verpflichtungen, insbeson-
dere hinsichtlich des Bundesverfas-
sungsgesetzes zur immerwährenden 
Neutralität Österreichs, fest. Darüber 
hinaus steht das überwiegende außen-
politische Interesse der Republik Ös-
terreichs der Genehmigung des Trup-
pen- und Panzerdurchmarsches US-
amerikanischer und britischer Streit-
kräfte diametral entgegen.

Die andauernde politische und 
militärische Provokation Rußlands 
durch Spitzenvertreter der österrei-
chischen Politik (einschließlich In-
kaufnahme schwerer volkswirtschaft-
licher Schäden Österreichs durch 
sog. Wirtschafts-Sanktionen gegen 
Rußland) setzt die Serie negativer 
politischer und finanzieller Maßnah-
men der Österreichischen Regierung 
gegen den Nachfolgestaat der Sig-
natarmacht Sowjetunion und gegen 
die eigenen österreichischen Inter-
essen fort.

Dazu Prof. Dr. Heinrich Wohl-
meyer, anerkannter Ressourcen-
ökonom und Mitglied des EU-Aus-
tritts-Personenkomitees: „Wir als Un-
terzeichnende sind entsetzt, daß die 
Bundesregierung im Angesicht der 
zunehmenden Spannungen nunmehr 
aktiv dazu beiträgt, daß durch die Be-
günstigung provozierender Truppen-
bewegungen an den russischen Gren-
zen auch noch Öl ins Feuer gegossen 
wird. Dies ist nicht nur eindeutig mit 
der immerwährenden Neutralität Ös-
terreichs unvereinbar, sondern birgt 
auch das Risiko in sich, daß wir in 
den Augen der Russen nicht mehr ge-
achtete und neutrale Vermittler sind, 
sondern Feindstaatqualität haben. Wir 
ersuchen daher diese Genehmigung 
unverzüglich zu widerrufen!“

Inge Rauscher, Vorsitzende des 
EU-Austrittskomitees, ergänzt: „Oh-
ne die EU-Mitgliedschaft Österreichs 
wäre eine solche völkerrechts- und 
verfassungswidrige Vorgangswei-
se der Bundesregierung undenk-
bar. Aber da die EU de facto be-
reits einem militärischen Bündnis 
gleichkommt - 24 der 28 Mitglied-
staaten sind gleichzeitig NATO-Mit-
glieder - wollen „unsere“ Politiker 
wieder einmal - in vorauseilendem 
Gehorsam gegenüber EU-Brüssel, 
der USA und dem NATO-Angriffs-
bündnis - entgegen staatsvertragli-
cher Verpflichtungen den Muster-

schüler spielen und somit unsere 
Glaubwürdigkeit und v.a. unsere im-
merwährende Neutralität endgültig 
aufs Spiel setzen!“

Das Überparteiliche EU-Austritts-
komitee protestiert somit in aller 
Schärfe gegen diese verantwortungs-
lose Vorgangsweise der Österrei-
chischen Politik und fordert einen 
sofortigen Stopp der militärischen 
Aktionen von NATO-Mitgliedern auf 
österreichischem Bundesgebiet.

Mit wenig freundlichen Grüßen, 

Überparteiliches 
EU-Austrittskomitee:

Inge Rauscher, Helmut Schramm, 
Renate Zittmayr, Mag. Markus 
Lechner, Dr. Franz-Joseph Plank, 
Hon.Univ.-Prof. Dr. Heinrich Wohl-
meyer

ihu@a1.net
www.eu-austritts-volksbegehren.at

www.jazumoexit.at

Dieser offene Protestbrief 
vom 6. Juni 2017 wurde auch 
als Presseaussendung an tau-
sende Journalisten im In- und 
Ausland verschickt per APA-
OTS_20170606_OTS0008 so-
wie an den Botschafter der 
russischen Föderation in 
Österreich.

Soweit für uns ersichtlich, waren 
wir die einzige Organisation der 
Zivilgesellschaft, die gegen diese 
Truppentransporte durch Öster-
reich protestierte. 

Der einzige POLITIKER, 
der diese NATO-Transporte

 öffentlich kritisierte, 
war FPÖ-Obmann 

Heinz-Christian Strache.

Scharfer Protest gegen amerikanische und britische 
Panzertransporte durch Österreich diese Woche
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Diese ebenfalls knapp vor der 
Wahl aus der Taufe gehobene Partei 
besteht vorwiegend aus Menschen, 
die vor Jahren oder erst vor kurzem 
aus der FPÖ ausgetreten sind bzw. 
von dieser ausgeschlossen wurden. 
Besonders krass ist dabei der Fall 
von Fr. Barbara Rosenkranz. 
28 Jahre hindurch in höchsten 
Mandatsfunktionen auf Bundes- und 
Landesebene, wenige Tage vor Ein-
reichungsfrist für die Landeswahl-
vorschläge Austritt aus der FPÖ und 
Übertritt zur FLÖ, die eindeutig auf 
Verwechslungswähler ausgerich-
tet ist - nur ein Buchstabe Unter-
schied in der Kurzbezeichnung. In 
allen öffentlichen Aussagen - übri-
gens schon seit Jahren - und in ih-
rem Werbeblatt, das an Geschmack-
losigkeit und Unseriosität nicht zu 
überbieten ist, rühmt sie sich für 
ein einziges angeblich so bedeu-
tendes Abstimmungsverhalten. Der 
genaue Sachverhalt war aber so: 

Frau Rosenkranz stimmte am 
2.3.2005 gemeinsam mit allen 
anderen Fraktionen, auch ihrer eige-
nen, für die Ratifizierung des EU-
Verfassungsvertrages durch 
das österreichische Parlament ohne 
Volksabstimmung. Dieser war ja 
noch um einiges weitreichender als 
der spätere Lissabon-Vertrag. Das 
war noch unter Parteiobmann Jörg 
Haider, dem auch sie sich nicht zu 
widersprechen traute. Dann, am 
5.4.2005, erfolgte die Parteispal-
tung. Haider und andere gründe-
ten das BZÖ. Am 23.4.2005 wurde 
Strache zum Parteiobmann gewählt, 
die FPÖ-Fraktion im Parlament war 
nur mehr ein Torso und in dieser 
Umbruchsituation stimmte Rosen-
kranz dann am 11.5.2005 unter 

Parteiobmann Strache (damals noch 
nicht im Parlament) als einzige Ab-
geordnete gegen die Ratifizierung 
des EU-Verfassungsvertrages. Also 
- ein totaler Gesinnungswandel in 
nur zwei Monaten oder Effektha-
scherei? Der EU-Verfassungsvertrag 
wurde kurz darauf ohnehin von der 
EU selbst zurückgezogen wegen der 
negativ ausgegangenen Volksab-
stimmungen darüber in Frankreich 
und den Niederlanden. Viel bedeu-
tender hätte folgendes Abstim-
mungsverhalten werden können: 

Am 25.3.2008 verlangte die zu 
diesem Zeitpunkt wieder gestärk-
te FPÖ-Fraktion eine Volksabstim-
mung über den Lissabon-Vertrag. 
Als diese von der Parlamentsmehr-
heit abgelehnt wurde, stimmte die 
FPÖ-Fraktion geschlossen 
gegen die Ratifizierung des 
Lissabon-Vertrags durch das 
österreichische Parlament. Hät-
ten damals auch die Grünen dage-
gen gestimmt, hätte dieser in der 
ganzen EU nicht ratifiziert werden 
können! Sie waren aber auch in 
dieser entscheidenen Frage brave 
Mehrheitsbeschaffer von rot und 
schwarz....  Wäre es denn - ginge 
es um Österreich und nicht um das 
eigene Ego - nicht viel naheliegen-
der, Frau Rosenkranz würde nicht 
die Strache-FPÖ angreifen, son-
dern rot-schwarz-grün? Und wä-
re es von ihr nicht ehrlicher, nicht 
nur ihr Abstimmungsverhalten vom 
11.5.2005 landauf/landab wie ein 
Banner vor sich herzutragen, son-
dern auch ihr genau diesem entge-
gengesetztes Abstimmungsverhalten 
vom 2.3.2005? Auch eine hal-
be Wahrheit ist eine LÜGE! 

Näheres zur „FLÖ - Freie Liste Österreich 
& FPS Dr. Karl Schnell“
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Warum 
„WEGWARTE“ ?

Als Name für unseren, etwa 
alle zwei Monate erscheinenden 
Informationsdienst an viele Bürger 
in allen Bundesländern haben wir 
die Symbolblume der „Initiative 
Heimat & Umwelt“ gewählt. Die 
„Wegwarte“ ist eine zartblau blü-
hende, sperrige, ausdauernde und 
anspruchslose Wildpflanze. Sie 
wächst vorwiegend an Straßen-,
Weg- und Ackerrändern und ist 
fast über die ganze Welt verbreitet.

Die „Initiative Heimat 
& Umwelt“ (IHU) ist eine 
freie Arbeitsgemeinschaft, die 
keiner Partei nahe steht. Seit 
25 Jahren werden unsere Akti-
vitäten ausschließlich ehren-
amtlich und uneigennützig 
geleistet. Wir erhalten keinerlei 
Subventionen; die Finanzie-
rung erfolgt durch freiwillige 
Kostenbeiträge österreichi-
scher Bürger und durch immer 
wieder beträchtliche private Bei-
träge der engsten Mitarbeiter. 

WIR DANKEN allen morali-
schen und finanziellen Unterstüt-
zern unserer Arbeit ganz herzlich 
und hoffen, daß es noch viele 
mehr werden!

BITTE benützen Sie den bei-
liegenden Erlagschein oder über-
weisen Sie einen Kostenbeitrag je 
nach Ihren persönlichen Möglich-
keiten von Ihrer Bank aus. Auch 
in einem Kuvert mitgeschickte 
Barspenden erreichen uns ver-
läßlich. Gerne würden wir die 
„Wegwarte“ auch an mögliche 
Interessenten für unsere Anliegen 
aus Ihrem Freundes- und Ver-
wandtenkreis senden; bitte geben 
Sie uns solche Adressen bekannt. 
Danke im voraus für Ihre Mühe!

Hinweis für Neu- oder 
Wieder-Empfänger: Erhalten 
Sie die „Wegwarte“ heute zum 
ersten Mal oder seit längerem 
wieder einmal, senden Sie uns 
bitte einen kleinen Kostenbeitrag. 
Dann kommen Sie in die Ver-
sandliste für jede Ausgabe dieser 
unabhängigen Zeitschrift ohne 
Firmen- oder Parteieninserate!

Verleumdungen gegen Inge Rauscher widerrufen!

Zur Erinnerung: im Jänner 2017 
sagte der langjährige SPÖ-Bürger-
meister von Traisen, LAbg. Her-
bert Thumpser, eine Veranstal-
tungsteilnahme als Podiumsredner 
zum TTIP/CETA-Volksbegehren ab, 
weil er sich nicht mit Inge Rauscher 
an einen Tisch setzen wolle, da diese 
„mit Rechtsextremen und Ho-
locaust-Leugnern verkehren 
würde“. Inge Rauscher klagte ge-
gen diese unhaltbaren Aussagen, die 
auch Medien gegenüber getätigt und 
von diesen veröffentlicht wurden, 
mithilfe ihrer Wiener Anwältin Dr. 
Eva Maria Barki. Das Verfahren im 
Landesgericht St. Pölten wurde mit 
einem Vergleich abgeschlossen, 
in dem Herr Thumpser seine Ver-
leumdungen gegen Inge Rauscher in 
allen Punkten widerruft und 
sich zu deren Unterlassung 
in aller Zukunft verpflichtet 
sowie zur Zahlung der Hälfte der 
Gerichtskosten beim Landesgericht 

St. Pölten zuzüglich 1.000,-  Euro 
Beitrag zu den Anwaltskosten von 
Fr. Rauscher. Im Gegenzug verzich-
tete Rauscher auf Schadenersatz und 
Widerrufsveröffentlichung in den 
Medien. Ansonsten hätte sich das 
Verfahren noch Jahre hingezogen 
und hätte noch viel mehr Geld ge-
kostet. Es ging ja in erster Linie um 
die Wiederherstellung der Ehre und 
des guten Rufs von Inge Rauscher 
und damit der „Initiative Heimat & 
Umwelt“. Die Gesamtkosten betru-
gen auch so 4.851,78 Euro, was für 
uns sehr viel Geld ist. Deshalb bitten 
wir auch Sympathisanten und Freun-
de um einen Kostenbeitrag da-
zu gemäß beiliegendem Zahlschein 
und danken im voraus. Die Nerven, 
die es durch Monate hindurch kos-
tet, wenn man plötzlich nach fast 
30 Jahren ehrenamtlicher Tätigkeit 
für die Allgemeinheit mit solchen 
Vorwürfen konfrontiert wird, kann 
einem ohnehin niemand ersetzen.
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Offener Brief vom 7.7.2017 an 
den Vizepräsidenten der EU-
Kommission:

Sehr geehrter Herr Vizepräsident 
Timmermans!

Danke, daß Sie in Ihrer Wortmel-
dung vor dem Europäischen Parla-
ment die spontane und positive Auf-
nahme der Ungarn-Flüchtlinge nach 
der Revolution 1956 mit der heutigen 
Migrationswelle verglichen haben.

Sie haben damit die Problematik 
auf den Punkt gebracht. Das Beispiel 
Ungarn 1956 zeigt nämlich ganz 
deutlich, daß es keiner völkerrecht-
lichen oder innerstaatlichen Norm 
bedarf – damals war der Geltungsbe-
reich der Genfer Flüchtlingskonven-
tion noch nicht erweitert und damit 
nicht verbindlich und gab es auch kein 
innerstaatliches Asylgesetz – ,wenn es 
sich tatsächlich um Flüchtlinge han-
delt. Die innerhalb weniger Monate 
in Österreich ankommenden nahe-
zu 200.000 Flüchtlinge fanden eine 
ungeteilte Aufnahme- und Hilfsbe-
reitschaft, weil deren Verfolgung aus 
unmittelbarer Nähe miterlebt wurde 
und weil es sich um ein Volk han-
delte, welches jahrhundertelang his-
torisch und kulturell mit Österreich 
engstens verbunden war.

Es handelte sich demnach nicht um 
Personen, die tausende, ja zehntau-
sende Kilometer durch mehrere Staa-
ten hindurch zurückgelegt haben, oh-
ne im erstmöglichen Staat Schutz zu 
suchen. Es handelte sich nicht um 
Personen, die auf diesen Wegen von 
bestens organisierten und orchest-
rierten kriminellen Schlepperbanden 
geschleust wurden. Es handelte sich 
nicht um Personen, deren Identität 
und daher auch deren Fluchtgründe 
nicht überprüfbar waren.

Der Vergleich zeigt deutlich: Eine 
freiwillige Aufnahme von Flüchtlin-
gen funktioniert nur dann und ist 
auch nur dann gerechtfertigt, wenn 
sie vom Willen der Bevölkerung ge-
tragen ist und die Zustimmung der 
gesamten Bevölkerung hat.

Wenn auch die Genfer Flüchtlings-
konvention heute einen zeitlich und 

räumlich erweiterten Geltungsbereich 
hat, so ist sie dennoch auf die derzei-
tigen Migrantenströme nicht anwend-
bar. Weder Krieg, noch Bürgerkrieg, 
noch schlechte Lebensbedingungen, 
noch wirtschaftliche Ursachen sind 
Asylgründe. Die Konvention ist im 
Jahre 1951 unter ganz anderen po-
litischen Voraussetzungen mit ganz 
anderen Zielen entstanden und heu-
te obsolet. Ihre Aufkündigung würde 
nicht nur den politischen und recht-
lichen Gegebenheiten entsprechen, 
sondern verhindern, daß Migranten 
mit falschen Versprechungen an-
gelockt werden, aber auch verhin-
dern, daß Politiker in Unkenntnis der 
Rechtslage andauernd die Einhaltung 
der Konvention einmahnen.

Mangels völkerrechtlicher Defini-
tion und Verpflichtung zur Gewäh-
rung von Subsidiärem Schutz liegt 
die Aufnahme von Zuwanderern aus-
schließlich in der Kompetenz der Mit-
gliedstaaten. Daran ändert auch die 
Richtlinie 2011/95/EU nichts, wel-
che versucht, die Flüchtlingskonventi-
on auch auf von dieser nicht umfaßte 
Personen auszudehnen. Die Richtlinie 
ist rechtswidrig, sie gilt auch nicht in 
allen Mitgliedstaaten (Großbritanni-
en, Irland und Dänemark).

Sehr geehrter Herr Vizepräsident, 
anstelle berechtigte Kritik in der EU 
zu ignorieren, und jene maßzuregeln, 
die das Recht einhalten, wäre es not-
wendig, den Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechtes in der EU 
nicht nur zu versprechen, sondern 
auch zu verwirklichen und dessen 
fortschreitende Auflösung aufzuhal-
ten. Die dramatischen Mahnungen 
namhafter Juristen mögen beachtet 
werden, insbesondere das Gutachten 
von Udo di Fabio für die Bayrische 
Staatsregierung.

Sehr geehrter Herr Vizepräsident, 
der ungarische Volksaufstand 1956 
hatte auch völkerrechtliche Auswir-
kungen. Er war impulsgebend nicht 
nur für die Erweiterung des zeitlichen 
und räumlichen Geltungsbereiches 
der Flüchtlingskonvention mit dem 
Protokoll von 1967. Es war der erste 
große Kampf in Europa nach dem 2. 
Weltkrieg für Selbstbestimmung, und 
hat – gemeinsam mit den Selbstbe-

stimmungsbestrebungen in Algerien 
und im übrigen Afrika – dazu beige-
tragen, daß 1966 das Selbstbestim-
mungsrecht der Völker in Artikel 1 
der beiden UN-Menschenrechtspakte 
aufgenommen wurde und damit nicht 
nur als völkerrechtlicher Grundsatz, 
sondern als völkerrechtliche zwingen-
de Norm Geltung hat. Dieses Recht, 
das die freie Entscheidung aller Völ-
ker über ihren politischen Status, so-
wie über ihre wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Entwicklung beinhaltet, 
hat die Grundlage jeder demokrati-
schen Rechtsordnung zu sein. Die-
ses unverzichtbare und unveräußer-
liche Grundrecht aller Grundrechts-
normen wird weltweit mißachtet und 
der Macht vor dem Recht der Vorzug 
gegeben. Die Europäische Union ist 
davon nicht ausgenommen.

Die Mißachtung des Selbstbestim-
mungsrechtes ist die Ursache aller re-
gionalen Konflikte der Welt und – ge-
meinsam mit der zweiten zwingenden 
Völkerrechtsnorm, dem Gewaltverbot 
– Ursache von Flüchtlingsströmen.

Die Respektierung des Selbstbe-
stimmungsrechtes der Völker, mit 
welchem die Respektierung der 
Staatssouveränität untrennbar ver-
bunden ist, ist die Grundvorausset-
zung für Recht und Freiheit, und da-
mit für Frieden.

Dies hat auch für die Europäische 
Union zu gelten, wenn sie auch in 
Zukunft Bestand haben soll.

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Dr. Eva Maria Barki

Kopien an:

Kommissionspräsident Jean-Claude 
Juncker

Europäisches Parlament, Mediale Öf-
fentlichkeit

Eva Maria Barki ist Rechtsan-
wältin in Wien mit Spezialge-
biet Menschen-, Nationalitä-
ten- und Volksgruppenrechte. 
Sie war schon mehrfach Re-
ferentin bei Veranstaltungen 
der IHU und wird auch am 
12.9. in Altlengbach sprechen.

Migration - Vergleich mit Ungarn 1956 
von Dr. Eva Maria Barki



am Dienstag, 12. September, um 19 Uhr 
in ALTLENGBACH im Wienerwald

im Hotel STEINBERGER, Hauptstraße 52

  Ing. Norbert HOFER
  3. Präsident des Nationalrats

Eintritt: freie Spende   Einladung zum öffentlichen
Vortrags- und Diskussionsabend 

Impressum/für den Inhalt verantwortlich:
Initiative Heimat & Umwelt, 3424 Zeiselmauer, Hageng. 5, Tel. 02242/70516, ihu@a1.net

Veranstalter:
Unabhängige und freie Arbeitsgemeinschaft 

„INITIATIVE HEIMAT & UMWELT“
Moderation:

Inge RAUSCHER, Obfrau der IHU

Möglichkeit zum Speisen im Lokal ab 17.30 Uhr bis Veranstaltungsbeginn

Bitte weiterverbreiten !

Altlengbach liegt zwischen Wien und St.Pölten 
nahe Autobahnknoten Steinhäusl, A1-Autobahnabfahrt „Altlengbach“, 

Übernachtungsmöglichkeit im Hotel vorhanden: 02774/2289, reservierung@hotel-steinberger.at

Direkte Demokratie
und soziale Gerechtigkeit für
Österreichs Bürger schaffen! 

Schicksalstage für Europas Zukunft:

Neue Gefahr durch
Asyl und Masseneinwanderung?

Es sprechen:

   zum Thema

sowie

zum Thema

Dr. Eva Maria BARKI
Rechtsanwältin


